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lie Verordnung ändern. Meine
klärten mir, das sei nicht mög-
ns nationale Recht eingeführte
igen könne man de facto nicht
Ich machte Vorschläge, sie un-

ssen oder anders anzuwenden.

dter erklärten mir, auch das sei
denn dann würde die Kommis-

-opäischen Gerichtshof (EuGH)
skomme die Kommission sowie-

;cht. Klagen seien sinnlos, der

grundsätzlich auf der Seite der
ind bestätige im Zweifel immer

ing europäischen Rechts. So fand
dg Jahren meine Einführung ins
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Im Lauf der Zeit musste ich einsehen, dass mei-

ne Mitarbeiter recht hatten. EU-Verordnungen,

die Rechtskraft erlangt haben, wirken wie Find-
linge auf dem nationalen Acker, deren Besei-
tigung die Kräfte des Bauern übersteigt. Der

pragmatische Bauer führt seinen Pflug um sol-
ehe Findlinge herum. Er weiss, dass die Findlin-

ge schon vor 20 ooo Jahren in der letzten Eiszeit
auf sein Land gerieten, und hat sich mit ihrer

Existenz abgefunden. So macht es die nationale
Politik mit dem europäischen Recht.

Im Unterschied zu den Findlingen, deren

Entstehungsgeschichte mit der letzten Eiszeit
abgeschlossen war, ist die Entstehung europäi-

Auf zu neuen Umwegen.

sehen Rechts aber keineswegs abgeschlossen.

Immer neue Findlinge regnen auf den nationa-

len Acker nieder und zwingen den Bauern mit
seinem Pflüg Jahr für Jahr zu neuen Umwegen.
Die Umwege führen zu neuen Problemen, de-

ren Lösung in einer weiteren EU-Verordnung

besteht. So wächst die Zahl der Findlinge auf

dem Acker unablässig weiter.
Anfang der achtziger Jahre war das weltweite

Inflationsproblem durch eine strikte Geldpoli-
tik gelöst worden, auch das Regime flexibler
Wechselkurse hatte sich stabilisiert. Jedes EU-

Land trug die Verantwortung für seine Finan-
zen und kam für seine Schulden selber auf. Wer
die nationale Notenbank zur Staatsfmanzie-
rang heranzog, konnte das tun. Die Folgen für

Wechselkurs und Inflation musste er selber tra-
gen.DernadonaleAckerderFmanz-undWäh-

mngspolitik war weitgehend frei von Findlin-

gen aus fremder Quelle.

Das änderte sich mit der Währungsunion. Die
nationale Politik verlor Freiheitsgrade. Aus
dem europäischen Himmel regneten die Find-

linge in Form von Stabilitätsvorgaben und Ver-
schuldungsgrenzen herab. Mittlerweile fühlen
sich viele EU-Länder mit den klassischen Auf-

gaben der Wirtschafts- und Finanzpolitik über-

fordert und rufen auch dort nach Hilfe, wo
eigentlich die eigene Steuer-, Abgaben-, Ausga-

ben- und Finanzhoheit ausreichen sollte, wenn

man sich ihrer nur klug bedient. So wie die roh-
stoffarme Schweiz trotz Corona-Krise ohne

europäische Unterstützung auskommt, sollte
dies auch dem stolzen Frankreich, Italien, Spa-
nien, Portugal und Griechenland möglich sein.

Weniger Früchte

Je mehr europäische Findlinge auf den Äckern

herumliegen, desto weniger Früchte werden
diese Äcker tragen. Das Urteil des deutschen
Bundesverfassungsgerichts zu den Grenzen

des Mandats der EZB und den Grenzen der zu-

lässigen Rechtsprechung des EuGH war ein
überfälliger Versuch, die Findlingsproduktion
einzudämmen. Das stimmt optimistisch. Da-

gegen trägt das grosse europäische «Wiederauf-

bauprogramm» zur Bekämpfung der wirt-
schaftlichen Folgen der Corona-Pandemie die
Unwahrhaftigkeit schon in der Namensge-
bung, denn der Corona-bedingte Nachfrage-

rückgangliess die Produktionskapazitäten und
die jeweiligen strukturellen Probleme der nati-

onalen Volkswirtschaften ganz unberührt.

Alles, was zum Beispiel Italien tun müsste,
um seinWirtschaftsrecht, seinArbeitsrecht und
seine Justiz zu modernisieren, um sein Ausbil-

dungswesen zu verbessern und die Forschungs-

leistung seiner Universitäten zu erhöhen, wäre
ganz ohne zusätzliche Gelder aus Europa mög-
lich. Es bedürfte nur eines Reformwillens. Dar-
über kann man im europäischen Dialog offen-

bar nicht mehr sprechen. Aus der Sicht vieler
Europafreunde scheint es moralisch geboten,
im Gegensatz zu den tatsächlichen Verhältnis-
sen so zu tun, als ob die Probleme Italiens oder
Frankreichs nicht in den Ländern selber lägen.

Zu Beginn der deutschen Präsidentschaft am

i. Juli hat Bundeskanzlerin Angela Merkel wei-
tere Fortschritte bei der europäischen Integra-

tion angemahnt und zur Ermutigung die deut-
sehe Geldbörse weit geöffnet. Das Fehlen von

konkreten Gestaltungsideen und umsetzbaren
Konzepten scheint niemanden zu stören. Auch

unter der deutschen Präsidentschaft bleiben

für den Schengen-Raum ein europäisches Asyl-
recht und einheitliche Grenzkontrollen leere
Hoffnungswerte. Ersatzweise wird es Findlin-

ge regnen, die niemand braucht, die aber den
Fusslahmen Europas den Schneid nehmen, ihre

Angelegenheiten selbst zu regeln, und für die
Tatkräftigen noch mehr Hindernisse aufbauen.

Thilo Sarrazin ist ehemaliges Vorstandsmitglied
der Deutschen Bundesbank und Bestsellerautor. Er
schreibt einmal pro Monat über die deutsche Politik.

Mehr Geld, weniger Schüler
Inzwischen fliessen jährlich 17 Millionen Franken an Schweizerschulen im Ausland.
Diese sollen als Vitrinen der Schweiz dienen. Die Schweizer Schüler kann man dort teilweise
an einer Hand abzählen. Von Beni
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Die Schweizerschule in Peking befindet sich im

riesigen Campus der «Western Academy of
Beijing». Hier gibt es eigentlich alles, was ein
Schülerherz begehrt: einen Entensee («Duck

Lake»), ein «Adrenaline Fitness Center», ein
«Tiger Field» (Sportplatz) und eine beeindru-
ckende Bibliothek. Nur Schweizer Schülerin-

nen und Schüler findet man im weitläufigen

Schulgelände kaum. Letztes Jahr waren es fünf,
vorletztes Jahr vier.

An fehlendem Tatendrang liegt es nicht:
Dreizehn Mitglieder sitzen im Vorstand des
Trägervereins der Schweizerschule. Und Lehre-

rinnen gibt es fast so viele wie Schweizer Kin-
der, nämlich: Frau Gerig, Frau Zhao, Frau

Ottiger und Frau Zobel. Per i. August sucht die
Schule übrigens noch einen Kommunikations-
beauftragten.

Geld ist in Hülle und Fülle vorhanden. Das

Bundesamt für Kultur geizt schon gar nicht: In
den letzten zwei Jahren flössen über 160000
Franken nach Peking. Vom Lotteriefonds des
Kantons Zürich gab's 130 ooo Franken obendrauf.

In der Gründerversammlung 2016 hoffte
man auf die Prognose der UBS, die bis 2021 ihre
Mitarbeiterzahl in China verdoppeln wollte.
Unterstützung erhielt die Mini-Schule von alt
Bundesrat Samuel Schmid, Ständerätin Bri-
gitte Häberli-Koller (CVP, TG) und Ex-Bot-

schafter Uli Sigg.
Dass die Schule trotzdem nicht überrannt

wird von wissbegierigen Kindern, hat mehrere

Gründe. So leben nur 3410 Schweizer in China.
Zum Vergleich: Im viel kleineren Thailand

haben es sich 9551 Schweizer gemütlich ge-
macht. Dann ist auch das Schuldgeld sehr hoch.
Die Eltern eines Erstklässlers zahlen an der

Schweizerschule jährlich umgerechnet 30790
Franken. An der Deutschen Botschaftsschule
Peking, die 700 Kinder vom Kindergarten bis
zumAbitur führt, sind es 16400 Franken.

Keine Erfolgsgeschichte

Die Schule in Fernost ist kein Einzelfall selt-

samer Schulplanung im Ausland. Achtzehn
Schweizerschulen werden vom Bund im Aus-
land finanziert, zum Beispiel in Singapur,
Catania, Lima oder Madrid. Mit dem Schwei-
zerschulengesetz will der Bund «die Vermitt-
lung schweizerischer Bildung und Kultur im

Ausland fördern».

Diese achtzehn Schulen besuchen nicht nur

Schweizer Kinder. In Peking besuchten nebst
den fünf Schweizer Kindern zehn Altersgenos-
sen anderer Nationalitäten die Schweizer-
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Beliebt - nur nicht bei den Schweizern: Schule in Singapur.

schule. In Bangkok waren von den 292 Kindern

nur 51 Schweizer.

Eine Erfolgsgeschichte sind die Schweizer-
schulen nicht. Auswertungen der Weltwoche

zeigen: Zwischen 2009 und 2019 sank die Zahl
der Schweizer Schüler von 1799 auf 1603. Dafür
gehen immer mehr Kinder anderer Nadonali-

täten in die vom Bund finanzierten Schweizer-
schulen. Waren es 2009 noch 6611 Kinder,

gingen letztes Jahr bereits 8093 in diese Schu-
len. Mit anderen Worten: Die Schweizerschulen

Geld ist in Hülle und Fülle
vorhanden. Das Bundesamt für
Kultur geizt schon gar nicht.

im Ausland sind beliebt - nur nicht bei den
Schweizern.

Besonders deutlich lässt sich das in Mexiko
beobachten. Seltsamerweise existieren von den

achtzehn Schweizerschulen gleich drei in dem
zentralamerikanischen Land: in Mexiko-Stadt,

in Queretaro und in Cuernavaca. 2002, damals

gab es erst zwei Schulen, hatte fast jedes vierte
Schulkind den roten Pass. Letztes Jahr waren es

weniger als jedes zehnte. 2019 gingen nur noch
139 Schweizer Kinder in die drei Schweizer-
schulen in Mexiko, 27 weniger als 2002.

Trotzdem überweist der Bund immer mehr
Geld nach Mexiko. 2,25 Millionen Franken wa-

ren es 2019. Das ist eine Dreiviertelmillion mehr

als 2002. Dieser Trend gilt auch für die anderen
Schulen. 17,7 Millionen Franken flössen letztes f
Jahr von der Schweiz an die achtzehn Schwei-
zerschulen. 2002 war es eine Million weniger,

obwohl damals mehr Schweizer Kinder die
Schulen besuchten.

Dahinter steckt der Bundesrat

Mehr Geld, aber weniger Schweizer Kinder -
wie ist das möglich? Dahinter steckt der

Bundesrat, der mit der Revision des Schweizer-
schulengesetzes eine neue Rechengrundlage

geschaffen hat. Seit 2015 werden für die Sub-
ventionsbemessungen nämlich auch Nicht-

schweizer Schulkinder berücksichtigt, wie das
Bundesamt für Kultur auf Anfrage mitteilte.

Der massive Rückgang an Schweizer Kindern
ist finanziell gesehen verkraftbar.

Wenn in Mexiko dereinst gar keine Schwei-
zer Kinder mehr in die Schule kommen, wird

das vielleicht nichts am Status ändern. «Es gibt
seit der Totalrevision des Schweizerschulen-

gesetzes keinen gesetzlich vorgeschriebenen
Mindestanteil für Schweizer Schülerinnen und
Schüler», so das Bundesamt für Kultur. «Die

Schulen sind eine Vitrine der Schweiz im Aus-
land und führen dazu, dass die Schülerinnen
und Schüler ein Leben lang mit der Schweiz ver-
banden bleiben.»

Man kann es auch anders ausdrücken: Die
wenigen Schweizer Kinder sind Schaufenster-
puppen.
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